
 

 

 

Landessozialgericht 

Niedersachsen-Bremen 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

L 11 AS 336/21 

S 23 AS 231/20 Sozialgericht Osnabrück 

          Verkündet am: 26. Januar 2023  

A., Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit 

B. 

– Kläger und Berufungsbeklagter – 

Prozessbevollmächtigter: 

Rechtsanwalt C. 

gegen 

Jobcenter Osnabrück, 

vertreten durch den Geschäftsführer, 

Johannistorwall 56, 49080 Osnabrück 

– Beklagter und Berufungskläger – 

 

hat der 11. Senat des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen auf die mündliche Ver-

handlung vom 26. Januar 2023 in Celle durch den Richter D. - Vorsitzender -, den Richter E. 

und die Richterin Dr.  F. sowie den ehrenamtlichen Richter G.             und den ehrenamtlichen 

Richter H. für Recht erkannt: 

  Die Berufung des Beklagten wird zurückgewiesen.  
 

Der Beklagte erstattet dem Kläger auch die notwendigen außergerichtli-

chen Kosten des Berufungsverfahrens.  

 

  Die Revision wird nicht zugelassen.  
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T a t b e s t a n d   

Die Berufung des Beklagten richtet sich gegen das Urteil des Sozialgerichts (SG) Osnabrück 

vom 17. Juni 2021 – S 23 AS 231/20, mit dem das SG der Klage des Klägers gegen einen vom 

Beklagten für die Monate Juni bis Dezember 2019 geltend gemachten Ersatzanspruch i.H.v. 

zuletzt 5.896,04 Euro stattgegeben hat. 

 

Der 1962 geborene Kläger, der damals bereits langjährig im laufenden Bezug von Leistungen 

nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch – Grundsicherung für Arbeitsuchende – (SGB II) 

stand, erhielt im Jahr 2019 vom Beklagten SGB II-Leistungen i.H.v. 798,72 Euro pro Monat (vgl. 

im Einzelnen: Bewilligungsbescheid vom 6. Dezember 2018, Aufhebungsbescheid vom 9. Mai 

2019 sowie Bewilligungsbescheid vom 29. Mai 2019 - im Juni 2019 betrugen die SGB II-

Leistungen wegen der Anrechnung eines Betriebskostenguthabens lediglich 634,47 Euro).  

 

Die Erwerbsbiographie des Klägers, der einem schwerbehinderten Menschen gleichgestellt ist 

(§ 2 Abs 3 SGB IX), stellt sich ausweislich des in der Verwaltungsakte befindlichen Lebenslaufs 

wie folgt dar: Im Jahr 1979 verließ der Kläger die Hauptschule/Werkrealschule ohne Abschluss. 

Von 1981 bis 1983 absolvierte er erfolgreich eine Berufsausbildung zum Industriekaufmann und 

arbeitete anschließend – unterbrochen durch Zeiten der Arbeitslosigkeit – bei verschiedenen 

Arbeitgebern als Buchhalter, zuletzt bis zum 17. Januar 2003. Für die Zeit ab 18. Januar 2003 

sind im Lebenslauf des Klägers Zeiten der Arbeitslosigkeit, der Arbeitsunfähigkeit, Weiterbil-

dungs- und Maßnahmezeiten sowie verschiedene abhängige Beschäftigungen verzeichnet 

(u.a. als Helfer im Verkauf/Supermarkt, Helfer Lagerwirtschaft/Transport, Helfer Reini-

gung/Raumpfleger, Helfer Büro/Verwaltung, Gebäudereiniger sowie Auslieferungsfahrer, vgl. 

im Einzelnen: Bl. 126 bis 131 Bd. VI der Verwaltungsakte - VA -). 

 

Im Mai 2017 besprachen die Beteiligten erneut das weitere Bewerbungsverhalten. Hierzu hielt 

der Beklagte in einem Gesprächsvermerk Folgendes fest: Der Kläger sei sich bewusst, auf Be-

werbungen im Öffentlichen Dienst aufgrund seiner Gleichstellung mit einem schwerbehinderten 

Menschen eingeladen werden zu müssen. Er habe geäußert, dass die Arbeitgeber ihn ansons-

ten aufgrund seiner Entfernung zum Beruf „Buchhalter“ vermutlich nicht einladen würden. Ihm 

sei vom Beklagten mitgeteilt worden, dass Bewerbungen in diesem Bereich nicht weiter erfolg-

versprechend seien und der Beklagte daher Fahrkosten zu Vorstellungsgesprächen als Buch-

halter nicht mehr erstatten werde. Es gehe vielmehr um die Suche nach beruflichen Alternativen 

(Gesprächsvermerk vom 9. Mai 2017, Bl. 69 Bd. VI VA). Auch in der durch Verwaltungsakt vom 

9. Mai 2017 ersetzten Eingliederungsvereinbarung hielt der Beklagte daran fest, dass für Be-

werbungen als Buchhalter keine Fahrkosten mehr übernommen würden. Dieser Eingliede-

rungsverwaltungsakt wurde vom Beklagten später wieder aufgehoben (Anerkenntnis des Be-

klagten im Klageverfahren S 23 AS 360/17).  
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Erneut schrieb der Beklagte die Regelung zur Nichtübernahme von Fahrkosten für Bewerbun-

gen als Buchhalter (oder vergleichbare Stellen) in dem Eingliederungsverwaltungsakt vom 

17. Mai 2019 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 2. Juli 2019 fest. Eine vom Kläger 

beim SG Osnabrück hiergegen erhobene Klage wurde mit Gerichtsbescheid vom 17. Juni 2021 

– S 23 AS 351/19 abgewiesen, wobei dem SG nicht bekannt war, dass der mit der Klage ange-

fochtene Eingliederungsverwaltungsakt vom Beklagten zwischenzeitlich bereits wieder gemäß 

§ 46 SGB X widerrufen worden war (nämlich mit Bescheid vom 10. März 2020; vgl. zur Zurück-

weisung der vom Kläger gegen diesen Gerichtsbescheid geführten Nichtzulassungsbe-

schwerde: Beschluss des erkennenden Senats vom 27. Januar 2022 – L 11 AS 383/21). 

 

Seit (mindestens) 2017 kam es zwischen den Beteiligten immer wieder zu Streitigkeiten um die 

Übernahme von Fahrkosten zu Vorstellungsgesprächen für Stellen als Buchhalter, z.B. für die 

Vorstellungsgespräche am 7. September 2017, 14. November 2018, 10. Dezember 2018, 

10. Januar 2019, 13. September 2019 und 2. Juni 2020. Der Beklagte lehnte die Übernahme 

von Fahrkosten jeweils ab. Die vom Kläger hiergegen vor dem SG geführten Klagen blieben 

erfolglos, ebenso seine gegen die Entscheidungen des SG eingelegten Nichtzulassungsbe-

schwerden (vgl. Gerichtsakten S 23 AS 300/19 / L 11 AS 381/21 NZB, S 23 AS 203/19 / L 11 

AS 376/21 NZB, S 23 AS 204/19 / L 11 AS 380/21 NZB, S 23 AS 205/19 / L 11 AS 379/21 NZB, 

S 23 AS 50/20 / L 11 AS 384/21 NZB sowie S 23 AS 449/20 / L 11 AS 378/21 NZB).  

 

Mit einer E-Mail vom 21. Januar 2019 übersandte der Kläger dem Beklagten ein Schreiben des 

Polizeipräsidiums I. vom 14. Januar 2019, wonach seine Einstellung als „Regierungsbeschäf-

tigter in Haushalts- und Rechnungsangelegenheiten“ zum nächstmöglichen Zeitpunkt beab-

sichtigt sei (vorbehaltlich der gesundheitlichen Eignung, der Unbedenklichkeit des Führungs-

zeugnisses sowie der Zustimmung des Personalrates). Die E-Mail des Klägers lautete wörtlich:  

 „Ich beantrage folgende Leistungen aus dem Vermittlungsbudget zur Aufnahme einer so-
zialversicherungspflichtigen Beschäftigung:  

     1. Kaution, 2. Umzugskosten, 3. Fahrt zur Besichtigung einer Wohnung  
Mit freundlichen Grüßen, (…)“  

 

Der Beklagte sagte daraufhin zu, die Kosten einer Fahrt nach I. zwecks Wohnungssuche zu 

übernehmen. Auf Nachweis könnten auch die Umzugskosten „für Selbstfahrer“ übernommen 

werden. Bei Beauftragung einer Spedition müssten zwei Kostenvoranschläge eingereicht wer-

den. Die abschließende Prüfung erfolge bei Vorliegen aller nötigen Unterlagen. Die Mietkaution 

könne seitens des Beklagten dagegen „nicht gefördert werden“ (E-Mail des Beklagten vom 22. 

Januar 2019).  

 

Auf eine vom Kläger hiergegen bei der Geschäftsführung des Beklagten eingelegte, in den Ver-

waltungsakten allerdings nicht enthaltene „Beschwerde“ teilte der Beklagte dem Kläger am 

28. Januar 2019 mit, dass an der Ablehnung der Mietkautionsübernahme festgehalten werden 
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müsse. Der Kläger werde insoweit an das Jobcenter I. verwiesen. Sollte der Kläger dort einen 

Alg II-Antrag stellen und aufstockend einen Leistungsanspruch haben, so gebe es von dort 

Möglichkeiten, für die Mietkaution ein Darlehen zu gewähren. Ergänzend wurden dem Kläger 

dem Grunde nach ein Einstiegsgeld für sechs Monate sowie für den Fall, dass er zunächst 

täglich zur Arbeitsstelle pendele, Fahrkosten aus dem Vermittlungsbudget angeboten (E-Mail 

vom 28. Januar 2019).  

 

Auf eine vom Beklagten verfügte vorläufige Zahlungseinstellung (Schreiben vom 28. Januar 

2019; Rücknahme durch Schreiben vom 19. Februar 2019) teilte der Kläger durch seinen Be-

vollmächtigten u.a. mit, dass ein Umzug für ihn „ohne die vorherige Zusage einer Übernahme 

der Mietkaution (…) nur schwer möglich“ sei. Der Beklagte antwortete darauf, dass der Kläger 

sich wegen der Mietkaution an das Jobcenter I. wenden müsse (Schreiben vom 28. Februar 

2019).  

 

Der Arbeitsvertrag wurde vom Kläger am 7. März 2019 unterschrieben (Beschäftigungsbeginn 

beim Polizeipräsidium I.: 1. Mai 2019).  Aus vom Beklagten für die Verwaltungsakte gefertigten 

Aktenvermerken ergibt sich, dass sich auch das Polizeipräsidium I. telefonisch nach den Grün-

den für die Ablehnung der Mietkaution erkundigte.  

 

Am 17. Mai 2019 zeigte der Kläger beim Beklagten an, dass sein Arbeitsverhältnis nicht zu-

stande gekommen sei. Das Polizeipräsidium I. teilte hierzu auf Nachfrage des Beklagten mit, 

dass dem Kläger noch während der Probezeit zum 31. Mai 2019 gekündigt worden sei. Man 

habe am 2. Mai 2019 auf den Kläger gewartet, bis zum 20. Mai 2019 jedoch keine Nachricht 

von ihm bekommen. Aufgrund des unentschuldigten Fehlens sei die Kündigung ausgesprochen 

worden. Das dem Kläger vertragsgemäß am 30. Mai 2019 überwiesene Gehalt (1.711,32 Euro 

netto) habe dieser am 23. Juli 2019 zurückgezahlt.  

 

Wegen des Nichtantritts der Arbeitsstelle beim Polizeipräsidium I. erließ der Beklagte den Sank-

tionsbescheid vom 3. Juni 2019 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 4. Juli 2019 (Min-

derung des Alg II für die Zeit vom 1. Juli bis 30. September 2019 um 30 Prozent des maßge-

benden Regelbedarfs = 127,20 Euro pro Monat). Die hiergegen eingelegte Klage bleib erfolglos 

(Urteil des SG Osnabrück vom 17. Juni 2021 – S 23 AS 350/19 sowie Beschluss des erkennen-

den Senats vom 3. Dezember 2021 – L 11 AS 382/21 NZB).  

 

Im Rahmen des den o.g. Sanktionsbescheid betreffenden Verwaltungs- und Widerspruchsver-

fahrens machte der Kläger u.a. geltend, über keine ausreichenden Mittel zur Finanzierung der 

Mietkaution einer in I. anzumietenden Wohnung verfügt zu haben. Das dortige Jobcenter habe 

ihn an den Beklagten verwiesen (Gesprächsvermerk vom 17. Mai 2019). Die Arbeitsaufnahme 
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sei für ihn wirtschaftlich nicht tragbar gewesen (vgl. hierzu die Kostenaufstellung des Klägers, 

übersandt als Anlage zu seinem Antwortschreiben vom 22. Mai 2019). Finanzielle Unterstüt-

zung sei verweigert worden. Pendeln sei nicht zumutbar.  

 

Mit Schreiben vom 23. Januar 2020 hörte der Beklagte den Kläger zur Geltendmachung eines 

Ersatzanspruchs nach § 34 SGB II für die Monate Mai bis Dezember 2019 i.H.v. 6.816,31 Euro 

an. Nachdem der Kläger sich hierzu inhaltlich nicht geäußert hatte, erließ der Beklagte den im 

vorliegenden Verfahren streitbefangenen Bescheid vom 24. März 2020, wonach der Kläger 

durch vorsätzliches Handeln (Nichterscheinen zum Einstellungstermin) das Zustandekommen 

des Arbeitsverhältnisses verhindert habe. Durch den Nichtantritt der Arbeitsstelle habe er seine 

Hilfebedürftigkeit aufrechterhalten, da er aus dem Arbeitsverhältnis einen laufenden Nettover-

dienst von 1.760,18 Euro pro Monat hätte erzielen können. Ein wichtiger Grund für sein Verhal-

ten habe ihm nicht zur Seite gestanden. Es hätte ihm unter Berücksichtigung der Gesamtum-

stände ein anderes Verhalten zugemutet werden können. Aufgrund seines sozialwidrigen Ver-

haltens seien SGB II-Leistungen i.H.v. insgesamt 6.816,31 Euro für den Zeitraum Mai bis De-

zember 2019 gewährt worden (vgl. zur Aufteilung dieses Gesamtbetrags auf Regelbedarfsleis-

tungen, Unterkunftskosten und Beiträge zur Kranken- bzw. Pflegeversicherung sowie auf die 

einzelnen Monate des streitbefangenen Zeitraums: Seite 2 und 3 des Bescheides vom 24. März 

2020). Dieser Betrag sei zu erstatten.  

 

Auf den vom Kläger ohne inhaltliche Begründung am 26. März 2020 eingelegten Widerspruch 

hob der Beklagte den für den Monat Mai 2019 geltend gemachten Ersatzanspruch auf und re-

duzierte den Erstattungsbetrag auf 5.896,04 Euro. Im Übrigen wies der Beklagte den Wider-

spruch zurück und führte ergänzend aus, dass der Kläger zum Zeitpunkt des Nichtantritts der 

Arbeitsstelle weder Aussicht auf eine andere sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ge-

habt noch davon habe ausgehen können, kurzfristig einen anderen Arbeitsplatz zu erhalten. 

Dies habe auf der Hand gelegen und sei dem Kläger auch bewusst gewesen. Die Arbeitsstelle 

sei ohne Angaben von Gründen nicht angetreten worden (Widerspruchsbescheid vom 5. Mai 

2020).  

 

Das SG hat der am 5. Juni 2020 erhobenen und inhaltlich unbegründet gebliebenen Klage mit 

Urteil vom 17. Juni 2021 stattgegeben. Zur Begründung hat es ausgeführt, dass für einen Er-

satzanspruch nach § 34 SGB II bereits dann kein Anwendungsbereich mehr eröffnet sei, wenn 

das beanstandete Verhalten schon nach §§ 31ff. SGB II sanktioniert worden sei. Andernfalls 

ergebe sich eine „Verdopplung der Sanktionen“, die dem allgemeinen Rechtsgrundsatz „ne bis 

in idem“ zuwiderlaufe. Hierbei verkenne die Kammer nicht, dass das Bundessozialgericht (BSG) 

den Ersatzanspruch nach § 34 SGB II offenbar durchaus neben dem Sanktionsregime (§§ 31ff. 

SGB II) für anwendbar halte. Auch sei einzuräumen, dass der Kläger den Bereich des „normalen 
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sanktionswidrigen Verhaltens“ hier „ohne Weiteres“ überschritten habe. Dies räume jedoch 

nicht die grundsätzlichen systematischen Bedenken des SG gegen eine gleichzeitige Anwen-

dung von § 34 SGB II einerseits und einer Sanktion andererseits aus. Dies gelte umso mehr, 

weil der zu ersetzende Betrag ein Vielfaches des Sanktionsbetrages ausmache und dieser Be-

trag letztlich nicht zu realisieren sei.  

 

Gegen das dem Beklagten am 22. Juni 2021 zugestellte Urteil richtet sich dessen am 5. Juli 

2021 eingelegte Berufung. Die erstinstanzliche Entscheidung stehe im Widerspruch zur Recht-

sprechung des BSG. Der Erlass eines Sanktionsbescheids schließe die zusätzliche Geltend-

machung eines Ersatzanspruchs nach § 34 SGB II nicht aus. Es handele sich vorliegend um 

einen Ausnahmefall, in dem der Kläger nach lang andauernder Arbeitslosigkeit und nach lang-

jährigem Bezug von SGB II-Leistungen einen Arbeitsvertrag unterschrieben habe. Der Kläger 

habe gewusst, dass er bei einem monatlichen Nettoeinkommen von ca. 1.700,00 Euro „bei 

Weitem nicht mehr hilfebedürftig nach dem SGB II“ gewesen wäre. Das Verhalten des Klägers 

stehe unter Würdigung aller Umstände des Einzelfalles einer vorsätzlichen Herbeiführung von 

Hilfebedürftigkeit wertungsmäßig gleich und sei deshalb als sozialwidrig zu qualifizieren. Aus 

einem vom Kläger erstmals Ende Mai 2019 auszugsweise vorgelegten Mietvertrag ergebe sich, 

dass diesem ein Mietangebot für eine Wohnung der J. GmbH vorgelegen habe. Diese Vermie-

terin weise auf ihrer Internetseite auf die Möglichkeit einer sog. Mietkautionsbürgschaft hin, die 

der Kläger für ca. 4,00 Euro im Monat hätte abschließen können. Entsprechend den Darlegun-

gen im angefochtenen Urteil des SG sei für die Gewährung einer Mietkaution das Jobcenter 

Düsseldorf und nicht der Beklagte zuständig gewesen. Eine Übernahme der Mietkaution als 

Eingliederungsleistung sei – wie das SG ebenfalls zutreffend entschieden habe – gemäß § 16 

Abs. 2 Satz 2 SGB II ausgeschlossen gewesen. 

 

Der Beklagte beantragt,  

 

das Urteil des Sozialgerichts Osnabrück vom 17. Juni 2021 – S 23 AS 231/20 aufzuheben 

und die Klage abzuweisen.  

 

Der Kläger beantragt,  

 

 die Berufung zurückzuweisen.  

 

Er ist der Auffassung, dass das SG „im Ergebnis zu Recht entschieden“ habe. Es habe nicht an 

einem Verschulden oder in der Sphäre des Klägers gelegen, dass die Arbeitsstelle beim Poli-

zeipräsidium in I. nicht habe angetreten werden können. Den eine Wohnung in K. betreffenden 

Mietvertrag habe er nicht unterschrieben, weil er kein Geld für die Mietkaution gehabt habe. Er 
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sei noch nicht einmal aus seinem alten Mietvertrag entlassen gewesen, so dass er bis zum 

Ablauf der Kündigungsfrist eventuell sogar doppelte Miete hätte zahlen müssen. Mit der J. 

GmbH sei vorab auch über die Kaution gesprochen worden, wobei die Vermieterin nicht aus-

drücklich auf die Möglichkeit einer Mietkautionsbürgschaft hingewiesen habe. Ihm sei aber da-

mals schon diese Möglichkeit bekannt gewesen. Er habe im Internet versucht, eine solche Miet-

kautionsbürgschaft abzuschließen, die Anbieter seien jedoch nicht zur Übernahme einer Miet-

kautionsbürgschaft bereit gewesen. Der Kontakt zum Jobcenter I. sei ausschließlich telefonisch 

über die Service-Hotline erfolgt. Ihm sei gesagt worden, dass bis zum 30. April das Jobcenter 

L. zuständig sei. Das Jobcenter I. wäre frühestens ab 1. Mai zuständig. Zu diesem Zeitpunkt 

hätte die Arbeit jedoch schon angetreten worden sein müssen. Hierauf habe das Jobcenter I. 

gesagt, dass er (der Kläger) Anträge stellen könnte, gleichzeitig aber auch auf die erforderlichen 

Bearbeitungszeiten hingewiesen. Die Anträge würden – so das Jobcenter I. - voraussichtlich 

abgelehnt werden. Kurzfristig – also für den Zeitpunkt der Fälligkeit der Mietkaution – sei dem 

Kläger keine Leistung des Jobcenters I. in Aussicht gestellt worden.  

 

Wegen der Einzelheiten des Sachverhaltes sowie des übrigen Vorbringens der Beteiligten wird 

auf die vom Beklagten vorgelegten Verwaltungsvorgänge, die Gerichtsakten S 23 AS 255/20 

ER, S 23 AS 360/17, S 23 AS 350/19 / L 11 AS 382/21 NZB sowie die erst- und zweitinstanzliche 

Gerichtsakte verwiesen. Sie sind Gegenstand der mündlichen Verhandlung und Entschei-

dungsfindung gewesen.  

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  

Die Berufung des Beklagten ist zulässig, jedoch unbegründet. Das SG hat den streitbefangenen 

Ersatzanspruch nach § 34 SGB II im Ergebnis zutreffend verneint. 

 

Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 SGB II hat die ihm nach dem SGB II erbrachten Geld- und Sachleis-

tungen zu ersetzen, wer nach Vollendung des 18. Lebensjahres vorsätzlich oder grob fahrlässig 

die Voraussetzungen für die Gewährung von SGB II-Leistungen an sich ohne wichtigen Grund 

herbeigeführt hat. Von der Geltendmachung eines Ersatzanspruchs ist abzusehen, soweit sie 

eine Härte bedeuten würde (§ 34 Abs. 1 Satz 6 SGB II).  

 

Der Ersatzanspruch nach § 34 SGB II knüpft ausweislich der amtlichen Überschrift dieser Norm 

an ein sozialwidriges Verhalten des Leistungsempfängers an (BSG, Urteil vom 3. September 

2020 – B 14 AS 43/19 R, Rn. 10, 12). Somit ist für einen Ersatzanspruch nach § 34 SGB II 

erforderlich, dass der Betreffende – im Sinne eines objektiven Unwerturteils – in zu missbilli-

gender Weise sich selbst oder seine unterhaltsberechtigten Angehörigen in die Lage gebracht 
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hat, existenzsichernde Leistungen in Anspruch nehmen zu müssen (vgl. BSG, Urteil vom 

3. September 2020, a.a.O., Rn. 13). Als Herbeiführung i.S.d. § 34 Abs. 1 Satz 1 SGB II gilt auch, 

wenn durch das sozialwidrige Verhalten die Hilfebedürftigkeit erhöht, aufrechterhalten oder 

nicht verringert wurde (§ 34 Abs. 1 Satz 2 SGB II).  

 

Nach der Rechtsprechung des BSG, der sich der erkennende Senat anschließt, handelt es sich 

bei der Ersatzpflicht nach § 34 SGB II um einen engen und deliktsähnlichen Ausnahmetatbe-

stand (BSG, Urteil vom 3. September 2020, a.a.O., Rn. 12 mit umfangreichen Nachweisen aus 

der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts – BVerwG – sowie des BSG). Wegen des 

Ausnahmecharakters des § 34 SGB II besteht kein Automatismus dahingehend, dass jeder 

Sanktionstatbestand nach § 31 SGB II zugleich einen Ersatzanspruch nach § 34 SGB II be-

gründet (BSG, Urteil vom 3. September 2020, a.a.O., Rn. 14). Vielmehr stehen diese Vorschrif-

ten in einem Stufenverhältnis, wonach auf die Verwirklichung eines der in § 31 SGB II genann-

ten Tatbestände regelhaft mit einer sanktionsbedingten Minderung nach den §§ 31a, 31b 

SGB II zu reagieren ist und (nur) in einem besonderen Ausnahmefall zusätzlich ein Ersatzan-

spruch nach § 34 SGB II geltend zu machen ist. Kennzeichen dessen ist, dass – deliktsähnlich 

– die in den Tatbeständen des § 31 SGB II ausgedrückten Verhaltenserwartungen in besonders 

hohem Maße verletzt worden sind (BSG, a.a.O.). Zusammengefasst setzt § 34 SGB II somit ein 

Verhalten des Betroffenen voraus, das (1) in seiner Handlungstendenz auf die Einschränkung 

bzw. den Wegfall der Erwerbsfähigkeit oder der Erwerbsmöglichkeit oder (2) die Herbeiführung 

von Hilfebedürftigkeit bzw. der Leistungserbringung gerichtet war bzw. hiermit in „innerem“ Zu-

sammenhang stand oder (3) einen spezifischen Bezug zu anderen nach den Wertungen des 

SGB II zu missbilligenden Verhaltensweisen aufweist (BSG, a.a.O, Rn. 16). 

 

Eine typische Fallkonstellation, in der neben einer Sanktion nach § 31 SGB II zusätzlich auch 

ein Ersatzanspruch nach § 34 SGB II in Betracht kommt, ist arbeitsvertragswidriges Verhalten, 

das Anlass für die Lösung eines Beschäftigungsverhältnisses und damit für den Eintritt oder die 

Erhöhung der Hilfebedürftigkeit gegeben hat (vgl. hierzu etwa: BSG, a.a.O., Rn. 15). Einem 

solchen arbeitsvertragswidrigen Verhalten (als Anlass für die Beendigung eines Beschäfti-

gungsverhältnisses) steht aufgrund der in § 31 Abs. 1 Nr. 2 und 3 SGB II sowie in § 159 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 1 und 2 SGB III zum Ausdruck kommenden gesetzgeberischen Wertentscheidung 

die Vereitelung des Zustandekommens eines Arbeitsverhältnisses gleich.  

 

Aufgrund der konkreten Umstände des Einzelfalls stellt das dem Kläger vorgeworfene Verhalten 

(Nichtantritt der Arbeitsstelle beim Polizeipräsidium I.) entgegen der Auffassung des Beklagten 

kein sozialwidriges Verhalten i.S.d. § 34 SGB II dar. 
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Die Aufnahme der Erwerbstätigkeit beim Polizeipräsidium I. setzte angesichts des damaligen 

Wohnortes des Klägers in der M. 79 a in L. einen Umzug voraus. Schließlich beträgt die Entfer-

nung zwischen dem Wohnsitz des Klägers und dem Polizeipräsidium I. je nach Fahrstrecke 188 

bis 196 km (laut Google Maps; ungefähre Fahrtdauer mit dem Pkw: 2 Stunden 12 Minuten bis 

2 Stunden 20 Minuten). Die Fahrtdauer pro Strecke mit öffentlichen Verkehrsmitteln beträgt – 

je nach Tageszeit – zwischen 2 Stunden 45 Minuten und 3 Stunden 23 Minuten (bei zwei bis 

fünf Umstiegen). Dass ein Umzug an den neuen Beschäftigungsort angesichts der Entfernung 

zum damaligen Wohnort sinnvoll bzw. geboten war, ist zwischen den Beteiligten auch unstreitig. 

Der Beklagte hat dem Kläger dementsprechend ausdrücklich die Übernahme von Umzugskos-

ten sowie der Fahrkosten für eine Wohnungsbesichtigung in I. zugesichert.  

 

Für die Anmietung einer für den Arbeitsantritt in I. erforderlichen Wohnung war der Kläger auf 

die Klärung der Finanzierung einer Mietkaution angewiesen. Schließlich liegt es außerhalb jeg-

licher Lebenserfahrung, dass der Kläger (als bisheriger SGB II-Leistungsbezieher bzw. als Ar-

beitnehmer innerhalb der Probezeit) die Möglichkeit gehabt haben könnte, in der Nähe seines 

zukünftigen Beschäftigungsorts eine Wohnung anmieten zu können, ohne hierfür - wie markt-

üblich - eine Mietkaution zahlen zu müssen. Dass der Kläger nach jahrelangem SGB II-

Leistungsbezug und vielfältigen sanktionsbedingten Minderungen über Rücklagen zur eigen-

ständigen Finanzierung der in I. anfallenden Mietkaution verfügen könnte, ist weder ersichtlich 

noch vom Beklagten vorgetragen und/oder nachgewiesen worden. 

 

Soweit der Beklagte im Berufungsverfahren erstmals – also fast vier Jahre nach Antragstellung 

und ca. 2 ¾ Jahre nach Erlass des streitbefangenen Bescheids – auf die Möglichkeit einer 

Mietkautionsbürgschaft hingewiesen hat (Schriftsatz vom 6. Dezember 2022), ergibt sich hie-

raus nichts Anderes. Zunächst stellt sich die Frage, weshalb der Beklagte diesen Hinweis trotz 

der ihm gesetzlich obliegenden Beratungspflicht (§ 14 SGB I) nicht bereits im Verwaltungsver-

fahren gegeben hat (sondern sich dort auf seine angeblich fehlende Zuständigkeit berufen hat). 

Unabhängig davon hat der Kläger im Termin zur mündlichen Verhandlung glaubhaft und nach-

vollziehbar dargelegt, dass er trotz entsprechender Bemühungen eine solche Mietkautionsbürg-

schaft nicht hat erhalten können. Somit konnte der Kläger schon rein tatsächlich seine Ver-

pflichtung zur Zahlung einer Mietkaution nicht durch Vorlage einer Mietkautionsbürgschaft er-

setzen. 

 

Das somit für die Anmietung einer neuen Wohnung erforderliche Mietkautionsdarlehen hat der 

Beklagte ausdrücklich und mehrfach abgelehnt. Eine vom Kläger bei der Behördenleitung des 

Beklagten hiergegen eingelegte „Beschwerde“ blieb ebenso wie die vom künftigen Arbeitgeber 

(Polizeipräsidium I.) diesbezüglich beim Beklagten gehaltene Nachfrage erfolglos.  
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Stattdessen wurde der Kläger vom Beklagten pauschal an das für den neuen Beschäftigungsort 

zuständige Jobcenter I. verwiesen („ … wir verweisen Sie diesbezüglich an das Jobcenter I.. 

Sollten Sie dort einen Alg II-Antrag stellen und Sie aufstockend einen Leistungsanspruch ha-

ben, so gäbe es von dort Möglichkeiten, Ihnen ein Darlehen für eine Mietkaution zu gewähren“, 

vgl. E-Mail des Beklagten vom 28. Januar 2019). Die unter Zugrundelegung der Rechtsauffas-

sung des Beklagten gemäß § 16 Abs. 2 SGB II gebotene Weiterleitung des Mietkautionsantrags 

an das Jobcenter Düsseldorf veranlasste der Beklagte dagegen nicht. Seitens des Jobcenters 

Düsseldorf wurde dem Kläger nach seinen nachvollziehbaren und auch ansonsten glaubwürdi-

gen Angaben (vgl. Sitzungsniederschrift vom 26. Januar 2023) keine Unterstützung hinsichtlich 

des begehrten Mietkautionsdarlehens angeboten oder zugesichert, sondern lediglich für den 

Fall einer formalen Antragstellung eine zu gegebener Zeit erfolgende Ablehnung in Aussicht 

gestellt. 

 

Es bleibt somit festzuhalten, dass der Kläger zur Anmietung einer in der Nähe des neuen Be-

schäftigungsorts gelegenen Wohnung auf eine Übernahme der Mietkaution angewiesen war, 

die hierfür als zuständig in Betracht kommenden Jobcenter die Gewährung eines entsprechen-

den Mietkautionsdarlehens dagegen entweder ablehnten (Beklagter) oder die Ablehnung eines 

entsprechenden Antrags in Aussicht stellten (Jobcenter I.). Der Kläger wurde nicht weiterge-

hend unterstützt. Ebenso wenig wurden ihm in der damaligen Situation andere eventuell in Be-

tracht kommende Möglichkeiten zur Finanzierung der Mietkaution aufgezeigt. 

 

Der erkennende Senat kann im Ergebnis offenlassen, ob der Kläger im Fall der Anmietung einer 

in der Nähe seines neuen Beschäftigungsorts gelegenen Wohnung einen Anspruch auf Leis-

tungen nach dem SGB II zur Finanzierung der hierfür anfallenden Mietkaution gehabt hätte 

(möglicherweise auch nur der ersten von drei Raten, vgl. hierzu: § 551 Abs. 2 Bürgerliches 

Gesetzbuch - BGB -). 

Sollte der Kläger – wie vom Beklagten und offensichtlich auch vom Jobcenter I. angenommen 

– tatsächlich keinen entsprechenden (Darlehens-)Anspruch gehabt haben, wäre ihm ein Umzug 

an den neuen Wohnort aus finanziellen Gründen unmöglich gewesen. Von ihm konnte auch 

nicht verlangt werden, einen Mietvertrag abzuschließen, obwohl er – wie ihm bekannt war – 

eine nach dem Mietvertrag zu zahlende Mietkaution überhaupt nicht fristgerecht zahlen konnte. 

Schließlich hätte es sich hierbei um einen sog. Eingehungsbetrug, also ein nach § 263 Strafge-

setzbuch (StGB) strafbares Verhalten gehandelt. Es bedarf somit keiner weitergehenden Be-

gründung, dass bei objektiv fehlender Möglichkeit, die bei Anmietung einer neuen Wohnung 

anfallende Mietkaution fristgerecht zahlen zu können, der Nichtabschluss eines Mietvertrags 

und hieraus resultierend der Nichtantritt der neuen Arbeitsstelle kein sozialwidriges Verhalten 

i.S.d. § 34 SGB II darstellt. 
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Sollte der Kläger– entgegen der Auffassung des Beklagten und des Jobcenters I. –doch einen 

Anspruch auf SGB II-Leistungen zur Finanzierung der Mietkaution gehabt haben, läge im vor-

liegenden Fall ebenfalls kein sozialwidriges Verhalten i.S.d. § 34 SGB II vor. Insoweit weist der 

Senat zunächst darauf hin, dass ein Anspruch des Klägers auf Übernahme der Mietkaution 

nicht vollständig ausgeschlossen erscheint (sei es als Darlehen oder als Zuschuss, möglicher-

weise auch nur hinsichtlich der ersten von drei Raten gemäß § 551 Abs. 2 BGB). Als Anspruchs-

grundlage wären insoweit § 22 Abs. 6 SGB II (ggf. i.V.m. § 24 Abs. 4 SGB II) sowie § 16 SGB 

II zu prüfen (vgl. zur Übernahme einer Mietkaution als Leistung aus dem Vermittlungsbudget: 

Herbst in: JurisPK-SGB III, § 44 Rn. 259).  

Auch in dieser Sachverhaltsvariante (Unterstellung eines Anspruchs auf SGB II-Leistungen zur 

Finanzierung der Mietkaution, hieraus resultierend die Möglichkeit, eine Wohnung am neuen 

Beschäftigungsort anzumieten und die neue Arbeitsstellt anzutreten) lässt sich jedoch kein so-

zialwidriges Verhalten des Klägers begründen. Schließlich hätte sich in dieser Sachverhalts-

konstellation entweder der Beklagte oder aber das Jobcenter I. rechtswidrig geweigert, dem 

Kläger die für die Mietkaution erforderlichen finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen. Die 

sozialadäquate Reaktion eines SGB II-Leistungsempfängers auf ein solches rechtswidriges Be-

hördenhandeln (hier: Unterlassen der Anmietung einer Wohnung nach rechtswidriger Ableh-

nung des Antrags auf Übernahme einer Mietkaution) stellt kein sozialwidriges Verhalten i.S.d. 

§ 34 SGB II dar, zumal der Kläger hinsichtlich der für den Umzug erforderlichen Mietkaution 

sowohl vom Beklagten als auch vom Jobcenter I. vollkommen „allein gelassen“ worden ist. Der 

Beklagte, der sich für örtlich unzuständig gehalten hat, hat den Mietkautionsantrag des Klägers 

schlichtweg abgelehnt, anstatt ihn gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 SGB I an den aus seiner Sicht 

zuständigen Leistungsträger weiterzuleiten. Angesichts der Obliegenheit des Beklagten, für 

eine möglichst weitgehende Verwirklichung der sozialen Rechte zu sorgen (vgl. hierzu: § 2 Abs. 

2 SGB I), hätte es zudem nahegelegen, dass sich der Beklagte mit dem aus seiner Sicht zu-

ständigen Jobcenter I. ins Benehmen setzt, um möglichst rasch die Zuständigkeitsfrage sowie 

das Bestehen bzw. Nichtbestehen eines entsprechenden Leistungsanspruchs zu klären. Dies 

gilt auch deshalb, weil im vorliegenden Fall bereits seit Antragstellung im Januar 2019 klar er-

kennbar war, dass für einen Eingliederungserfolg ein rasches und verbindliches Handeln auf 

Seiten aller Beteiligten erforderlich war. Der Kläger war auf entsprechend klare und zeitnahe 

Antworten angewiesen, um die notwendigen Vorbereitungen für einen Umzug an den mehr als 

200 km entfernten zukünftigen Arbeitsort treffen zu können. 

 

Ebenso wenig kann dem Kläger vorgeworfen werden, sich nicht hinreichend oder nicht recht-

zeitig um die Klärung der Finanzierung der Mietkaution bemüht zu haben. So hat der Kläger 

beim Beklagten die Übernahme der Mietkaution frühzeitig und ausdrücklich beantragt (E-Mail 

vom 21. Januar 2019 bei einem voraussichtlichen Beginn des Beschäftigungsverhältnisses am 

1. Mai 2019). Auch im Schreiben vom 19. Februar 2019 hat der Kläger nochmals ausdrücklich 
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darauf hingewiesen, dass ohne vorherige Zusage der Mietkaution ein Umzug nur sehr schwer 

möglich sein werde. Gegen die wiederholten Leistungsablehnungen des Beklagten hat der Klä-

ger sogar eine (in der Verwaltungsakte des Beklagten nicht enthaltene) „Beschwerde“ bei der 

Behördenleitung eingelegt, die erfolglos geblieben ist. Entsprechend dem Hinweis des Beklag-

ten hat sich der Kläger an das Jobcenter I. gewandt, von dort jedoch ebenfalls keine Unterstüt-

zung erhalten. Die vom Polizeipräsidium I. beim Beklagten erfolgte Nachfrage nach den Grün-

den für die Ablehnung der Kostenübernahme für die Mietkaution (vgl. hierzu: Aktenvermerk des 

Beklagten vom 3. Mai 2019) belegt, dass der Kläger sogar über seinen künftigen Arbeitgeber 

versucht hat, mittels Übernahme der Mietkaution durch (irgendein) Jobcenter seinen Umzug an 

den neuen Beschäftigungsort zu bewerkstelligen.  

 

Zusammengefasst kann dem Kläger, der in einer rasches und klares Behördenhandeln erfor-

dernden Situation von beiden in Betracht kommenden SGB II-Leistungsträgern vollkommen „al-

lein gelassen“ wurde, kein sozialwidriges Verhalten i.S.d. § 34 SGB II vorgeworfen werden.  

 

Nach alledem ist das erstinstanzliche Urteil im Ergebnis zu bestätigen, auch wenn der erken-

nende Senat der Begründung des SG nicht folgt. Insoweit hat der Beklagte zutreffend darauf 

hingewiesen, dass die vom SG gegenüber einem Ersatzanspruch nach § 34 SGB II angenom-

mene Sperrwirkung einer vorab erfolgten diesbezüglichen Sanktion (§ 31 SGB II) der Recht-

sprechung des BSG widerspricht (vgl. hierzu erneut: BSG, Urteil vom 3. September 2020, 

a.a.O.).   

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  

 

Gründe für die Zulassung der Revision (§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.  
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Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 

I. Rechtsmittelbelehrung 

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie nachträg-
lich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die Nichtzulassung der 
Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde angefochten werden.  

 
Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevoll-
mächtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich oder in 
elektronischer Form beim Bundessozialgericht einzulegen. Rechtsanwälte, Behörden oder ju-
ristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen die Beschwerde als elektroni-
sches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG). Die Beschwerde 
muss bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozialgericht eingegangen sein und die an-
gefochtene Entscheidung bezeichnen.  

 
Anschriften des Bundessozialgerichts: 
bei Brief und Postkarte bei Eilbrief, Telegramm, Paket und Päckchen 
34114 Kassel   Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel 
Telefax-Nummer:  
0561-3107475 

 
Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, 
das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und  

 

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder  

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 

gem. § 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird.  

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifi-
zierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils gültigen 
Fassung. Informationen hierzu können über das Internetportal des Bundessozialgerichts 
(www.bsg.bund.de) abgerufen werden.  

 
Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 

1. Rechtsanwälte, 

2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mit-

gliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum 

Richteramt besitzen, 

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 

Zwecksetzung für ihre Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse sol-

cher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse 

mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder, 
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6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessen-

vertretung, die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen 

Entschädigungsrecht oder der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die 

unter Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkrei-

ses die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bieten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in 

den Nrn. 3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person 

ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ih-

rer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Aus-

richtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die 

Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richter-
amt handeln.  

 
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegever-
sicherungsunternehmen können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richter-
amt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der nach 
Maßgabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.  

 
Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von ei-
nem zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begrün-
den. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließ-
lich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
müssen die Begründung als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 SGG). 

 
In der Begründung muss dargelegt werden, dass 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialge-

richts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

- ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Ent-

scheidung beruhen kann. 

Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 SGG nicht und 
eine Verletzung des § 103 SGG nur gerügt werden, soweit das Landessozialgericht einem 
Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  
 

D.                                     E.                                       Dr. F.  
 
 

II. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 

Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter 
Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. 
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Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialge-
richt schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen oder mündlich vor dessen Geschäfts-
stelle zu Protokoll zu erklären. Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffent-
lichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse müssen den Antrag als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d 
Satz 1 SGG).  

 
Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten über seine persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie entspre-
chende Belege beizufügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erklärung vorgeschriebene 
Vordruck zu benutzen. Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann 
auch über das Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) heruntergeladen 
und ausgedruckt werden.  

 
Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten einge-
legt ist, müssen der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Erklärung über die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist für die 
Einlegung der Beschwerde beim Bundessozialgericht eingegangen sein. Ist dem Beteiligten 
Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen Rechtsanwalt zu 
wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der beizuordnende Rechtsanwalt vom Bun-
dessozialgericht ausgewählt. 

III. Ergänzende Hinweise 

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weitere 
Abschriften. Dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


